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Guglera: Antrag der SVP blieb erfolglos
Nach dem Ja aus dem Ständerat stimmte gestern auch der Nationalrat dem Kredit über 19 Millionen Franken für den Kauf der Liegenschaft
Guglera bei Giffers zu. Die SVP-Fraktion hatte noch erreichen wollen, dass der Kredit für das Bundesasylzentrum gestrichen wird.

KARIN AEBISCHER

Der Bundesrat beantragte dem
Nationalrat gestern mehrere
Nachtragskredite zum Voran-
schlag 2015. Darunter war
auch jener über 19 Millionen
Franken für den Kauf der
Liegenschaft Guglera, die ab
2017 ein Bundesasylzentrum
mit 300 Plätzen wird. Als ein-
zige Fraktion sprach sich jene
der SVP gegen den Nach-
tragskredit aus. Der Zürcher
SVP-Nationalrat Ernst Schibli
kritisierte, dass das zuständige
Departement damit nur vom
«Asylchaos» ablenken wolle,
das in der Schweiz herrsche.
Er forderte eine konsequen-
te Rückschaffung. Ansonsten
würden alle Anstrengungen im
Asylbereich keine Wirkung
zeigen und seien nur eine «ho-
he menschliche und finanziel-
le Belastung für die Bevölke-
rung und für unser Land».
Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf erinnerte Schibli an
die Diskussionen über die
Neustrukturierung des Asylbe-
reichs. Die Schaffung von Bun-
deszentren sei die logische
Konsequenz dieser Diskussio-
nen und Entscheidungen. Der
Preis der Liegenschaft in Gif-
fers sei realistisch. «Wir haben
eine gute und vernünftige
Grundlage», sagte die Finanz-
ministerin.

Sechs gegen Einen
Mit 136 Ja- und 49 Nein-

Stimmen bei drei Enthaltun-
gen hat das Parlament den
Nachtragskredit genehmigt.
Die Freiburger Nationalrätin-
nen und Nationalräte mit Aus-
nahme von Jean-François Ri-
me (SVP) sagten Ja. «Ich habe
wie die Fraktion gestimmt»,
sagte Rime gestern auf Anfra-
ge. Eine Begründung seines
Neins konnte er keine abge-
ben. «Es gibt viele wichtigere
Themen».
Der Freiburger SP-Natio-

nalrat Jean-François Steiert
findet das Verhalten der SVP
«total unseriös», weil sich die
Partei sonst für die Verschär-

fung des Asylverfahrens ein-
setze. «Einerseits erteilt man
einen Auftrag, andererseits tut
man alles dafür, um dessen
Ausführung zu verhindern.»
Dies gehe nicht auf. Er selber
sei oft auf das Bundesasylzent-
rum angesprochen worden
und habe sich deshalb bei
Bundesrätin Simonetta Som-
maruga nach dem Dossier er-
kundigt. Von derWahl der Lie-
genschaft bis zu den Verträgen
sei alles äusserst sorgfältig
überprüft worden. «Ich habe
vollstes Vertrauen in die Arbeit
ihrer Dienste», sagt Steiert.

Nicht überrascht
Weniger Vertrauen hat der

Freiburger FDP-Grossrat Rue-
di Vonlanthen. Er hatte ausge-

wähltenNational- und Stände-
räten sowie der Bundespräsi-
dentin einen Brief gesandt, in
dem er sie bat, den Nachtrags-
kredit nicht zu genehmigen
(die FN berichteten). Dass dies
nun doch geschehen ist, über-
rascht den ehemaligen Am-
mann von Giffers nicht. «Ich
hatte mir keine grossen Hoff-
nungen gemacht.» Dass fast
50 Parlamentarier dagegen ge-
stimmt haben, sei jedoch ein
riesiger Erfolg. Wichtig sei zu-
dem, dass man in Bern nun
darüber Bescheid wisse, «was
hier gelaufen ist». Für Von-
lanthen handelt es sich beim
Verkauf der Liegenschaft Gug-
lera um Spekulation. Er will
den Verkauf deshalb weiterhin
anfechten.

Vonlanthens Parteikollege
Jacques Bourgeois sowie des-
sen gesamte Fraktion haben
dem Nachtragskredit mit ei-
ner Ausnahme zugestimmt.
«Wir müssen diesen Beitrag
zur Asylpolitik leisten», sagte
Bourgeois gestern.
Beat Fasnacht, der den Ver-

trag mit dem Bund am 23. Ap-
ril 2015 unterzeichnet hatte,
zeigt sich auf Anfrage erleich-
tert darüber, dass die Zustim-
mung zum Kredit «im Parla-
ment klar und deutlich war.»
Vor allem jetzt, da die Flücht-
lingsströme immer grösser
würden, sei dies auch ein Zei-
chen dafür, dass die Bundes-
parlamentarier die Notwen-
digkeit eines Bundesasylzent-
rums erkannt hätten.

Ob in der Guglera ein Verfahrens- oder ein Ausreisezentrum für Asylsuchende entsteht, ist noch nicht klar. Bild Charles Ellena

D er Staatsrat und der
Freiburger Gemein-
deverbandhabensich

am Mittwochnachmittag zu
ihrer jährlichen Arbeitssit-
zung getroffen. Hauptthema
war der Entscheid, in der
Guglera ein Aufnahmezent-
rum für Asylbewerber zu
eröffnen. «Dies entsprach
einem Anliegen von unserer
Seite», so Nadia Savary,
Präsidentin des Gemeinde-
verbandes, gegenüber den
FN. «Wir kannten das poli-
tische Vorgehen kaum, wenn
der Kanton Standorte su-
chen muss», so Savary. «Der
Staatsrat informierte uns
über den schweizerischen
Rahmen und das Abkommen
unter den Westschweizer
Kantonen, um Bundesasyl-
zentren zu eröffnen.» Wei-
tere Themen der Sitzung wa-
ren die Struktur- und Spar-
massnahmen, die Unterneh-
menssteuerreform oder das
Schulgesetz. Auch kam das
Dossier zur Aufgabenent-
flechtung zwischen Staat und
Gemeinden zur Sprache. uh

Asylwesen:
Aufklärung für
die Gemeinden

D er Entscheid, ob in
der Guglera bei Gif-
fers ein Verfahrens-

oder ein Ausreisezentrum für
Asylsuchende entsteht, ist
noch nicht gefällt. «Wir hof-
fen, dass wir in naher Zukunft
mehr Standorte für Bundes-
asylzentren definitiv bestim-
men und kommunizieren
können. Dann wird sich auch
die Struktur in der West-
schweiz konkretisieren», sagte
Martin Reichlin, Medienspre-
cher des Staatssekretariats für
Migration, gestern auf Anfra-
ge. Da es diesbezüglich kei-
nen genauen Zeitplan gebe,

könne er kein Datum nennen,
an welchem über die Art des
Zentrums in Giffers entschie-
den werde. Er hoffe aber, dass
es in naher Zukunft so weit
sei, sagt Reichlin.
Die Freiburger CVP-Natio-

nalrätin Christine Bulliard-
Marbach hatte eine Interpel-
lation eingereicht, in der sie
dem Bundesrat genau diese
Frage stellte (die FN berichte-
ten). Die Verhandlungenwür-
den laufen, man müsse dem
Prozess aber die nötige Zeit
geben, so Bulliard. Sie plädiert
dafür, dass die Guglera zum
Verfahrenszentrumwird. ak

Art des Asylzentrums:
Frage bleibt weiterhin offen

Freispruch für Damien Piller in Perpignan
Der Freiburger Investor und Anwalt Damien Piller ist im Korruptionsprozess in Südfrankreich freigesprochen worden. Er schliesst nicht aus,
vom französischen Staat Schadenersatz zu verlangen. Seine Immobilienprojekte im Badeort Saint-Cyprien will Damien Piller weiterverfolgen.

MARC-ROLAND ZOELLIG/LA LIBERTÉ

FREIBURG/PERPGINAN Das Straf-
gericht im südfranzösischen
Perpignan hat gestern Nach-
mittag Damien Piller vom Vor-
wurf der Vorteilsgewährung
und der Bestechung freige-
sprochen, der sechs lange Jah-
re auf Piller lastete. Der Frei-
burger Immobilien-Investor
und Anwalt gehörte zu den
insgesamt 15 Angeklagten –
Politiker, Beamte und Unter-
nehmer –, die sich in der soge-
nannten «Bouille-Affäre» vor
Gericht verantworten muss-
ten. Jacques Bouille, der Ex-
Bürgermeister des Badeortes
Saint-Cyprien, hatte sich in
grossem Stil schmieren lassen,
um seine exzessiven Kunst-
käufe zu finanzieren. Er wurde
2008 verhaftet und brachte
sich wenige Monate später im
Gefängnis um.
In diesem Zusammenhang

warf die französische Justiz
Piller vor, zwischen 2006 und

2007 zehn Gemälde im Ge-
samtwert von 400000 Euro
gekauft zu haben – um die
Gunst des Bürgermeisters für
die Umsetzung von Immobi-
lienprojekten zu gewinnen.
Piller hatte stets seine Un-
schuld beteuert und betont,
die Bilder hätten einem ge-
planten Museum zugutekom-
men sollen. Er habe nur als
Mäzen fungiert.

Dünne Beweislage
Bei Prozessbeginn imFebru-

ar hatte Staatsanwalt BrunoAl-
bouy erklärt, bezüglich dieses
Bilderkaufes habe er «nicht ge-
nügendElemente, umdasVer-
gehen der Korruption zu be-
weisen». Deshalb überlasse er
die Beurteilung dieses Falls
«der Weisheit des Gerichts».
Und dieses entschied sich ges-
tern für einen Freispruch.
Gerichtspräsident Jean-Luc

Dooms hielt in seiner Urteils-
verkündung fest, die zehn Ge-
mälde seien ordnungsgemäss

in der Buchhaltung von Pillers
Firma Anura AG aufgeführt
worden. Dies deute darauf hin,
dass keine Absicht bestanden
habe, damit krumme Geschäf-
te zumachen.

Ein korrektes Darlehen
Auch ein zweiter Vorwurf

gegen Piller wurde vom Ge-
richt entkräftet. Der Staats-
anwalt hatte Piller bezichtigt,
er habe versucht, den
ehemaligen Verantwortlichen
des Raumplanungsamtes von
Saint-Cyprien zu bestechen –
indem er ihm 2004 und 2006
insgesamt 300000 Euro über-
wiesen habe, getarnt als Dar-
lehen. Das Gericht hielt nun
aber fest, dabei habe es sich
tatsächlich um ein legales
Darlehen gehandelt, bei dem
alles mit rechten Dingen zu-
gegangen sei.
Das Darlehen wurde übri-

gens samt Zinsen 2013 zurück-
bezahlt. Auch der Empfänger
des Darlehens wurde vom Ge-

richt entlastet, ebenso wie sei-
ne Lebensgefährtin.

Schwere Strafen
Mehrere andere Angeklagte

in diesem Prozess, einer der
grössten Korruptionsfälle im
Immobilienwesen in Süd-
frankreich, kamen weniger
glimpflich davon. Der ehema-
lige Leiter des Bürgermeister-
büros erhielt vier Jahre Ge-
fängnis, zwei davon unbedingt
und eine Busse von 50000
Euro. Er wurde unter anderem
der aktiven und passiven Be-
stechung für schuldig befun-
den. Zwei weitere enge Mit-
arbeiter des Bürgermeisters er-
hielten vier beziehungsweise
zwei Jahre Gefängnis. Die Wit-
we von Jacques Bouille erhielt
eine zweijährige Haftstrafe, 18
Monate davon auf Bewährung.
Die Bestechenden, meist lo-

kale Unternehmer, kassierten
Strafen zwischen zwölf und 18
Monaten auf Bewährung.

bearbeitet vonmos/FN

I ch bin sehr glücklich, dass
das Gericht mir Gerech-
tigkeit hat widerfahren

lassen, aber ich bedauere,
dass es dafür einen sechs Jah-
re langen und mühevollen
Kampf brauchte.» Damien
Piller freute sich gestern nach
der Urteilsverkündung in Per-
pignan darüber, dass das
Strafgericht «endlich bestätigt
hat, was ich immer gesagt ha-
be». Der Prozess sei vorbild-
lich geführt worden, die vo-
rangegangene Untersuchung
hingegen sei «schludrig» ge-
wesen, so Piller. Er schliesse
deshalb nicht aus, eine Scha-
denersatzklage gegen den
französischen Staat einzurei-
chen. «Daswerde ichmitmei-
nen Anwälten abklären.»
Ganz sicher werde er aber

seine zwei eingereichten
Strafklagen wegen Verleum-

dung durchziehen, die er
gegen den ermittelnden Kom-
missar und gegen den Redak-
tor einer Lokalzeitung von
Perpignan eingereicht hatte.
Auf seine Immobilienpro-

jekte in Saint-Cyprien will Pil-
ler nicht verzichten, wie er
versichert. «Ich habe zehn
Mitarbeiter vor Ort und werde
nicht aufgeben.» Sein Unter-
nehmen LODEF ist weiterhin
in der Entwicklung, Umset-
zung und Kommerzialisie-
rung von Immobilienprojek-
ten in der Region tätig. «Ich
werde weitermachen, aber
weniger enthusiastisch», er-
klärt Piller.
Piller verwahrt sich auch

dagegen, dass er mit den
anderen Angeklagten in ei-
nen Topf geworfen worden
sei. Er habe mit ihnen nichts
zu tun gehabt. Lib./mos

Piller: «Gericht hat bestätigt,
was ich immer gesagt habe»


